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Kartoffelabgabe,FreitagbisMontagwerdenim . , . ,10 .und11 .Bezirke
holländischeKartoffelnzumFreåsevonK . -prokg ,undzwar1kgproKopf
gegenAbtrennungderAbschnitte„P"und„G“derKartoffelkarteabgegeben.
ErhöhungderMineralwässerpreiseimWienerRathauskeller.StR.Davidherich-¬
tete in der heutigen Stadtratsitzung über eine PreiserhöhungderMineralwäs -¬
serimRathauskeller.Erbetonte,daßmanbezüglichdieserPreiserhöhungei-¬
nemKartelleder Minerlwasserhändlergegenüberstehe ,daßnunneuerlicheine
100W/Steigerungvornehme .DieneuenPreise seien unerhörthoch .Bisherhabe
diegroGeGisfhübler-FlascheK . 50,diehalbeFlascheK . 50gekostet.Jetzt
würdendafürK11. -bezw.K . -berechnet.DaßmansichsolchePreisefürein
Produktzuverlangengetraue,daßohneKostenausderErdequelleundnur
die Flasche ,derStoppelundderTransportKostenverursache ,sei wieschon
betont ,etwasUnerhörtes .Ganzbesondersfalle dieseErhöhungfür dieKran-¬
keninstituteundSpitälerinsGewicht.Damanwieschoneingangserwähnt,ei-¬
nemKartellegegenüberstehe ,sobleibenichtsanderesübrig,alsdieErhöhung
zuakzeptierenunderschlagedeshalbdieAnnahmefolgendenAntragesvor :Im
WienerRathauskellersei derVerkaufspreisfür Gieshüblerundzwarfürdie
halbeLiter FlaschemitK . -für einviertel Liter FlaschemitK . 50undfür
den„Spritzer“mitK . 20festzusetzen.DerAntragwurdeangenommen.
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- —
Armehratswahlim20 .Bezirk .In derheutigenSitzungdesStadtratesberichte-¬
te StR .Dr .Scheu .( Soz. Dem. )überdie Bestätigungder imNovemberv .J .im20 .
BezirkevorgenommenenArmenratswahlen.Erführtediesbezüglichaus :Beidiesen
Wahlen sei nur eine Wahl zu annulieren .Der Betreffende sei zwarnach
der Gemeindewahlordnungwählbar ,e ,dessen ungeachtet habe er aberBeden- ¬
kengegendessenVertrauenswürdigkeitadaerachlagedeshalbvor ,diese“Wahl
( nichtzu bestätigen .Dagegenersucheer umdie Bestätigungder übrigenWahlen.
Wasdie prinzipielle Brage betreffe,ob überhaupt das Wahlresultat des20 .
Bezirkeszurückzuweisensei ,weildort die Liste der christlichsozialenPartei
nichtberücksichtigtwordensei ,so sageer diesbezüglichFolgendes :Als
Stadtratsreferenthabeer sichblossmitderFragezubeschäftigen,obdie
VorschriftenderGesetzebeidiesenWahleneingehaltenwordensindodernicht .
Esist zwareinWahlvorschlagvonderchristlichsozialenParteidemAktebei-¬
geschlossen,dochist derselbenurvoneinemBezirksvorsteherWimmerundeiner
Bezirksrätin unterschrieben .Massgebendfür die Armenratswahlensindaber
ausschliesslichdieVorschlägederArmeninstitute.IndemVorschlagdes
Armeninstituteskommenaberdie Hamender ChristlichsozialenListenicht
vor .Ersei derAnsicht ,dassderWahlvorschlagderchristlichsozialen
Partei ,der nicht vomArmeninstitutausgehtunddaherjeder legalenLegiti-¬
mationentbehrt ,nicht berücksichtigtwerdenkann .

BtR .Rummelhardt(chr. soz. )bemerkte,dassdieWahlgesetzlichzweifel-¬
losnichteinwandfreisei ,weilderWahlvorgang ,derdabeibeobachtetworden
sei ,dengesetzlichenVorschriftennichtentspreche .EswurdederAkklamation
undnicht ,wievorgeschrieben ,mitStimnzettelgewählt.Entgegendemparteimäs-¬
sigenVereinbarungenseiesgewesen,dassimWahlvorschlagekeineChrietlich-¬
sozialenenthaltenwaren .VonSeitedesArmeninstituteskonntekeinchrist-¬
lichsozialerWahlvorschlaggemachtwerden,weildamalskeinechristlichsozia¬
lenMandatareindiesemInstitutegewesensind .AusdiesenGründenkönnte.

mannichteinfachüberseinenProtestzurTagesordnungübergehen.
StR .Vaugoin(chr. soz. )betontedesgleichen ,dassvonSeitedesArmen-¬

instituteseinchristlichsozialerWahlvorschlagnichthabegemachtwerdenkön-

nen,weilebendamalsindiesemUnstitutekeineChristlichsezialenSitzund
Stimmegehabthätten .UnterdiesemGesichtspunktekönnemanaberauchdieer
stenArmenratswahlen,dievorgenommenwurden,bezüglichihrerLegalitätbe-¬
zweifeln,weildieMitgliederderArmeninstituteihreMandatezurückgelegt
hatten unddaher damalskeine solchen Institute bestandenhaben .Der
wahreGrundfür das heutigeVorgehender Majoritäterscheineihmvielmehr
derzusein ,dasssichdie Verhandlungen,die mitdemBezirksvorstenerdes
20 .Bezirkssangebahntwurden ,zerschlagenhaben .Dessenungeachtetmüsse
er aber dennochan die Majorität appelieren ,die BestätigungdieserWahlen
heute nicht auszusprechenund das Referat zu vertagen .Referent StR .Dr .
Scheu sprach sich gegen die Vertagung aus .Er habe die Angelegenheitnach

derjuristischenSeitevollkommengeprüftunder müssesagen ,dassdieEin-¬
wände ,die dagegenerhobenwerden ,nicht stichhältig seien .

StR .Haider( chr . soz . )betonte ,es sei feststehend ,dassdiegesetz-¬
lichenBestimmungenbeidenchin RedestehendenWahlennichteingehaltenwor-¬
denseien ,Raeine Bestätigungnicht erfolgenkönne ,wennauchnur eineGe- ¬
setzesverletzungvorliege ,so könneer derAnschauungdesReferentennicht

beipflichten .
ImselbenSinnesprachendieStRe .KörberundSchmid(chr. soz. )
Sta .Dr .Grün( Soz . Dem. ) :Wennvon der Gegenseite konstatiert wird ,dass

die Vereinbarungenim20 .Bezirkenichteingehaltenwordensind ,so istdas
zweifellosbedauerlich ,aberichmusssagen ,dassin keinenanderenBezirke
dieWahlenuntersolchenUmständenvorsichgingen .Im20 .Bezirkwollten
die ChristlichsozialendenSozialdemokrateneinenSchabernackspielenund
habendie Mandatezurückgelegt.Sie habangeglaubt ,dass dieserhalbgleich
der Himmeleinfallen werde .Esist aberdochnicht geschehen .Ich kanndes-¬
halb nur voll undganzdenAusführungendes Referentenbeipflichten .

Prtes - ¬FrauStR .Dr .Seitz( chr . soz . )sagte ,dassdie WVereinbarungenunter
allenUmständenhätteneingehaltenwerdensollen .Wennim20 .Bezirkejemand
eigenwilligvorgehenwolle ,so dürfe manihmnichtnachgeben.
Stn .Täubler( Soz. Dem. )hob- hervor ,nanmüsseunterscheidenzwischen

VereinbarungenundAngelegenheiten,welchedieParteileitungselbstzuer-¬
ledigenhatundVereinbarungenüberAngelegenheiten,dieandereParteiorgame
durchzuführenhaben,beidenendieParteileitungnureinwirkenkönneaufjeme
GliederderdemokratischenPartei ,dieihreselbständigeHandlungsfreiheit
haben .DiesozialdemokratischeParteisei einedurchunddurchdemokratische
Partei ,inderdieeinzelnenGliederinihrenbesenderenAngelegenheitenaucch
eineigenesUrteilundeineneigenenWillenhaben ;insbesondereinFällen,
woessichumspezielleBezirksinteressenhandelt,diedemParteivorstandna-¬
türlichin denletztenEinzelheitenunbekanntsind ,müssendahernichtimmer
im Sinmeeiner Auffassungdes Parteivorstandes entschieden werden .UnserePartei ist
ebendatsächlichso demokratisch ,dass in denBezirkendieParteigenossen
unterBerücksichtigungderspeziellenBezirksinteressenentscheidenkönnen.
Insbesonderein Fällen wie der vorliegende ,woganzbedeutendeGegensätze
vorhandensind .Esist keinZweifel ,dassbei denWahlenin derBrigittenau
nachdemokratischenGrundsätzenvorgegangenwurde .Wirkönnenheutemmicht
den Richter darüber spielen ,von welcher Seite die Hauptschuldbegangenwurde ,
dassin derBrigittenaudieVereinharungennichtzustandegekommensind ,Sondern
wir müssen einfach die Tatsache konstatieren ,dass sich in der Brigittenau
der politische Kampfderart verschärft hat ,dass es eben unmöglich ist ,dort
ein Abkommenzufinden .

Referent SüR .Dr .Scheu ( Soz . Dåm. ) :Ich habe schon gesagt ,dass die

HerrenChristlåchsozialenes unterlassenhabeneinenWahlprotesteinzulegen.
EenndiesedenformellenVorgangderWahlbemängeln,sowäredasunbedingte
SacheeinesWahlprotestesgewesen,damitderStadtratsichmitderFragedes
formellenVorgangesder Wahlhätte befassenkönnen .Danunein solcherPro- ¬
testnichtvorliegt ,sokannderStadtratauchnichtindieLagekommen,sich
mitdenformellenVorgängenbei der Wahlzubeschäftigen wäreauchmög¬
lich gewesen ,dassvonder Gegenseitedie materielleFrageaufgeworfenworden
wäre .Esist aberunmöglich,dasswirhier die WahlvondenStandpunktaus
prüfen ,obein Kompromisseingehaltenwordenist odernicht .Dasgehörtwor
ein anderes Forum .Obdie Wahlmittels Stimmzettel vorgenommenwurdeoder

ausdenAktennichtersichtlich .DieAbstimmungnicht ,ist

kannehensbgutschriftlichalsmündlicherfolgtsein.Aberauch,wennesrich¬tig ist ,dassdieWahlmündlichvorgenommenwurde,sokönnenwirtrotzdem
nichtdenBeschlussfassen ,dieWahlennichtzubestätigen ,weilsie nichtan-¬der Angelegenheit
gefochtenwurde.WasdiepelitischeSeite/anbelangt,momussichdieTatsache
festztellen :DiechristlichsozialenArmenrätehabenesunendlichschwer
gemacht,dassmanihnendieRückkehrindasArmeninstitutermöglichøt.Sie
haben ,nachdemsie die Mandatezurückgelegthaben ,diejenigenLeute ,welche
nichtsahnenddessemungeachtetnochzuihnengekommensind ,uminArmensachen
vorzusprechen,in unglaublichschlechterWeisebehandelt ,so dassin derBe-¬
völkerungdes20 .BezirkesgrosseEmpörungherrscht.DiearmenBeutewurden
direkthinausgewiesenundmitdenWortenGeht' szudenRoten,. dgl. “
appostrophiert .WennmaneinsolchesForgehenandenTaglegt ,sodarfmansichnichtwundernmwenndieBevölkerungdagegenStellungnimmt

dassgeradedieseHerrenfürdieArmenpflegeim20 .Bezirke
motwendigsind .

genommen.e derAntragdesReferentenanBeiderAbstimmungwurd
ErsichtlichmachungderPreisefür LebensmittelundBedarfsgegenstände.Die
Marktamtsdirektion teil mit :Die im Wegeder Verordnung vom24 .März 1917er - ¬
lasseneVorschrift ,die Preisefür LebensmittelundBedarfsgegenständeauf
denVerkaufsständen ,indenGeschätfslädenundindenSchaufensternersicht-¬
lich zu machen ,wirdtrotz der mehrmalserfolgten behördlichenWarnungen
nochimmernichtgenügendbefokgt .DieMarktamtsdirektionhatdaheralle
Bezirksabteilungenangewiesen,nunmehrgegenallesäumigenHändlermitLe-¬
bensmittelnundBedarfsgegenständenimBetretungsfallesofortundunnachsicht
lich mit der Strafanzeige im Sinne des genannten Gesetzes und imWiederho¬

lungsfalle ausserdenmit dernVerfallserklärungder nicht mit demPreisebe- ¬
zeichnetenArtikel vorzugehen .Allenfalls wirdauchdieGewerbeentziehung
beantragt werden .Es liegt also im eigensten Interesse aller Geschäftsinha-¬
ber ,diesenVorschriftenungesäumtzu entsprechenundwirdhiezubemerkt:
DieVerpflichtungzurErsichtlichmachungderPreiseist in derangeführten
sogenannten„ Preistreibereiverordnung" gegeben.Nachderselbenhatjeder,
dergewerbsmässigoderaufeinemMarkteLebensmittelfeilhätt oderverkauft,
in seinemdenKundenzugänglichenGeschäftsraumbezw .an demVerkaufsstande
aneimerdeutlichsichtbarenStelleundin gutlesbarenSchriftzeichendie
Preisefür die einzelnenLebensmittelnachderenGattungundmitRücksichtauf
ihre Qualität undMenge ,bei offen ausgelegtenWarenauf jeder einzelnenWa- ¬
rengattungundQualität ,ersichtlichzumachen .Beiin Schaufensternausgeleg-¬
ten Waren(LebensmittelundBedarfsgegenstände)sinddie Preisestets anjeder
Warengattungselbstersichtlich zu machen .Aufdie NichteinhaltungdieserVor- ¬
schriftenist eine Geldstrafebis zu K5000 . -bezw .Arrestbis zu 3Monaten

ausgesetzt .—
SparmasenahmenimGemeindehanshalt .InStadtratekamheuteeinReferatbe¬
treffenddieBewilliøungeinesZuschusskreditesvon925. 000KfürdieDienst-¬
undSanitätskraftwagenderGemeindezurVerhandlung.DerReferentStR .Breitzer
verwiesdarauf ,dassdieKostenfürdenBetriebeinesPersonenautosAach

demStande vomDezember1919 sichgegen¬
wärtig auf ungefähr 358 . 000K im Jahre belaufen ,die neuerlichen Lohnerhäbun¬
gemsowohlder Chauffeure ,als auchder mitdenReparaturarbeitenbeschäftig-¬
ten Personensind dabei nicht in Betracht gezognn .ImJahre 1914warendieals
BetriebskosteneinesPersonenautosungefähr15 . 000K ,eszhahensichjetzt
die Kostenauf das 23fachegehoben .StR .Breitner stellte gleichzeitigfest ,
dassdie Zahlder Personenwagen- abgesehenvondenSanitätswagen ,dieausser
Betrachtbleibenmüssen- einegrosseVermehrungerfahrenhat .Imletzten
Friedensjahrewaren10PersonenwagenimDienst ,jetzt ist ihre Zahlauf26

denAusspeisegestiegen ,8 davonsind allerdangsaugenblicklich
aktionenundKinderhilfswerkenüberlassen .Aberauchdann ,wennmandiese
8 Wagenabrechnet ,bleibt nochimmerfast eine VerdoppelungderPersonenwagen
gegenüberdemFriedensstandeübrig ,wasdie Gemeindenicht zu ertragenver¬
mag .Sth .Breitnerstellte denAntrag ,deraucheinhelligangenommanwurde,
dassderStandderPersonenwagenaufdenStand/ Jahresl9l4vermindertwerde.
Bgm.ReumannhabebereitsaufdasihmzustehendeReserveautoVerzichtgelei-¬
stet ,DernachAbrechnungder PräsidialwagenverbleibenddRest vonDienstwa¬

gensolle in Zukunftnicht einzelnenPersonenundAemternzugewiesen ,son -



dernimRathausezentralverwaltetwerden;dieVerfügungüberdieDienstwagen
solledurchdieMagistratsdirektionerfolgem .ImAnschlussedaranstellte
derReferenteineVorlagein Aussicht ,wonachderLastkraftwagenhetriebder

undalsselbst-¬GemeindeWienauf kaufmännischeGrundlagegestallt
ständigesErwerbsunternehmengeführtwerdenwird ,womitaucheinemWunsche
weiterKreisederIndustrieundderKaufmannschaftRechnunggetragener-¬

scheint .

EinlözungderaltenundAusgabedernenen20Hellerkassanscheine.Der.Magi-
strat machtnochmalsdaraufaufmerksam ,dass der Terminfür dieRücklösung
deralten20Hellerscheineunwiderruflicham28 .Februarendet .Der29 .Fe-¬
bruar kommtals Sonntag ,en demdie städtischen Kassengeschlossen sind ,für
die Rückwechslungnicht mehrin Betracht .- AnStelle dieser nunmehrzur

Einziehunggelangendenalten20Hellerscheinewurdebereitsheutemitder
Ausgabeder neuen20Hellerscheine ,vondenen15MillionenStückausgegeben
werden,begonnen.DieneuenKassenscheinederGemeindezeigenaufderVor-¬
derseiteeinanviolettenUntergrund,derdasWappenderStadtWienträgt
und von den sich ein Rokokorahmen abheht .In den Ecken ,die der ovale Rah - - ¬
menfrei lässtmiederholtsichviermaldieZiffer20in weissenLettenauf
schwarzerRosette .DieKassenscheinetragendieUnterschriftdesBgm.Reumann,
desVB .HossunddesStR .Breitner .AufderRückseiteenthaltendieScheine
dasVermerk,dasssiehiszum30 .Juni1920inZahlunggenommenwerden.



HERRATHAUSKOBRESPOED
en ,26 Februar 1920 - Abendeusgabe

Ausschussfür die Verwaltungsrsform.JmRathause
unter dem Vorsitze des R .Skarst die 4Sitzung
schusseszur Vorberatungder Reformder WienerGe
fassungstatt ,welcherEgm .BeumannunddieVice
ling undHossbeiwohnten .Jn 5 stündigerSitzung
Generaldebatte über den EnwurfderVerwaltungsre

hrt Nach einer einleitenden Rede desReferent

anneberggelanten die GR .Dr .KienböckDrl
Schmid ,Dr .Schwarz - Hiller ,Klimes ,Vuagein ,Ern

ardt .SkeetundBemBeumannzu wortegin
GR .Dr .Kienböck ,die Beratungenbis zurFestste

Grandzüge der neuen Staatsverfassung zuvertagen


	[Seite]
	[Seite]
	[Seite]

